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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Alice HOLLER (iber die Beschwerde von XXXX , geb. XXXX,
StA. Nigeria, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 03.11.2015, ZI. 1021214701-
151217455 beschlossen:

A) Das Verfahren wird wegen Zurlckziehung der Beschwerde
eingestellt.

B) Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang und Sachverhalt:

Gemald Art 28 Abs. 1 und 2 der Dublin IlI-VO iVm § 76 Absatz 2 Ziffer 2 Fremdenpolizeigesetz,BGBI | Nr. 100/2005 (FPG)
idgF, iVm § 57 Absatz 1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBI Nr. 51/1991 (AVG) idgF, wurde Uber den
Beschwerdefiihrer die Schubhaft zum Zwecke der Sicherung der Abschiebung angeordnet. Dagegen erhob der
Beschwerdefiihrer Beschwerde. Mit Schriftsatz vom 02.07.2018 wurde die Beschwerde bezlglich der Anhaltung in
Schubhaft sowie der Abschiebung zurlickgezogen.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Rechtliche Beurteilung:


file:///
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2005/100
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1991_51_0/1991_51_0.pdf

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Da im gegenstandlichen Verfahren nach dem
Asylgesetz 2005 keine Entscheidung durch Senate vorgesehen ist, liegt Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. |
2013/33 i.d.F.BGBI. | 2013/122, geregelt (8 1 leg.cit). Gemall§ 58 Abs. 2 VwWGVG bleiben entgegenstehende
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Zu A) Einstellung des Verfahrens:

2.1. Gemal’ 8 13 Abs. 7 AVG kdnnen Anbringen in jeder Lage des Verfahrens zurtickgezogen werden. Gemal3 8 13 Abs. 1

handelt es sich bei Anbringen um "Antrage, Gesuche, Anzeigen, Beschwerden und sonstige Mitteilungen".

2.2. Im vorliegenden Fall wurde die Beschwerde mit Schriftsatz vom 02.07.2018 zurlckgezogen. Das gegenstdndliche

(darauf bezogene) Beschwerdeverfahren war einzustellen.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

Die Revision ist gemall Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzlichen Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen

keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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